
schreiben der Verklagten mußte er somit entnehmen, 
daß nur sein am Vortage mit ihm erörtertes undemo­
kratisches Verhalten den Anlaß zur fristlosen Kündi­
gung gegeben hat. Hieraus ergibt sich, daß im Kündi­
gungsschreiben der Verklagten vom 28. Dezember 1951 
die Gründe, die zur fristlosen Entlassung des Klägers 
führten, ausreichend bezeichnet waren. Das Kündi­
gungsschreiben entsprach daher dem § 5 der Verord­
nung über Kündigungsrecht vom 7. Juni 1951.

Die Urteile des Arbeitsgerichts und des Landesar­
beitsgerichts in E. waren deshalb wegen Gesetzesver­
letzung aufzuheben und die Sache an das Arbeitsgericht 
in E. zurückzuverweisen.

Strafrecht
Art. 6 der Verfassung; § 223 StGB.
Zur Frage der Abgrenzung von Art. 6 der Verfas­

sung und § 223 StGB.
I

OG, Urt. vom 2. Dezember 1952 — la Ust 34/52.
Der Angeklagte hatte zusammen mit Bekannten in einem 

Lokal gezecht, in dem zur gleichen Zeit die Abschiedsfeier von 
Angehörigen eines FDJ-Ferienlagers stattfand. Als der An­
geklagte mit seinem Lkw nach Hause fahren wollte, vermißte 
sein Begleiter einen Holzpantoffel. Der Angeklagte vermutete, 
daß die Schüler des Ferienlagers diesen Pantoffel mitgenom­
men hätten, und begab sich in das Lager, um ihn zu holen. 
Hierbei kam es zu einer heftigen Auseinandersetzung mit dem 
Lagerleiter, in deren Verlauf der Angeklagte diesem ins Ge­
sicht schlug, ihn zu Fall brachte und in den Daumen biß. Der 
vermißte Pantoffel fand sich später unter dem Lkw an.

Das Bezirksgericht hat den Angeklagten wegen Verbrechens 
gegen Art. 6 der Verfassung verurteilt.

Mit der gegen dieses Urteil eingelegten Berufung rügt der 
Angeklagte ungenügende Aufklärung und unrichtige Feststel­
lung des Sachverhalts, Verletzung von Verfahrensvorschriften, 
falsche Gesetzesanwendung und unrichtige Strafzumessung.

Der Berufung ist stattgegeben worden.
Aus den G r ü n d e n :

Die tatsächlichen Feststellungen des angefochtenen 
Urteils stimmen mit dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
überein und sind ohne Verletzung verfahrensrechtlicher 
Vorschriften getroffen worden. Insoweit ist die Berufung 
des Angeklagten unbegründet.

Jedoch ist die rechtliche Würdigung des Verhaltens 
des Angeklagten nicht frei von Rechtsirrtum. Die Fest­
stellung eines Verbrechens gegen Art. 6 der Verfassung 
verlangt ein Handeln, das sich gegen die Grundlagen 
unserer staatlichen Ordnung richtet. Diese Zielrichtung 
muß in irgendeiner Form dem objektiven Geschehen 
zu entnehmen sein. Die Tatumstände, die für die 
richtige Feststellung des Verbrechens Bedeutung haben, 
können sehr verschieden sein und sind häufig nicht 
ohne weiteres erkennbar. Auf diese Tatsache hat auch 
der Generalsekretär der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Walter U l b r i c h t ,  in seiner Rede auf 
der 10. Tagung des Zentralkomitees (Neues Deutschland 
und Tägliche Rundschau vom 23. November 1952) hin­
gewiesen, indem er betont hat, daß der verschärfte 
Klassenkampf in mannigfaltigster Form zum Ausdruck 
kommt. Es ist Aufgabe der Rechtsprechung der 
Gerichte der Deutschen Demokratischen Republik, die 
auf der Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik beruhende gesellschaftliche und staatliche 
Ordnung zu schützen (§ 2 GVG). Deshalb müssen alle 
Verbrechen in ihrem zeitlichen und räumlichen sowie in 
in ihrem gesellschaftlich-politischen Zusammenhang be­
trachtet und gewürdigt werden. Nur bei einer solchen 
Betrachtung können die Gesetze unseres Staates richtig 
angewendet werden.

Es ist auch nicht zu verkennen, daß eine 
große Anzahl von Verbrechen, die sich gegen 
die Grundlagen unserer staatlichen Ordnung richten, 
ihren Ausgang in Gastwirtschaften nehmen und unter 
dem Einfluß von Alkohol oder unter der Maske der 
Trunkenheit begangen werden.

Gerade bei solchen Verbrechen wird mit besonderer 
Sorgfalt und Genauigkeit der politische Hintergrund 
zu erforschen sein. Dies haben die Gerichte der Deutschen 
Demokratischen Republik vielfach klar erkannt. Im 
vorliegenden Fall ist jedoch kein Anhalt vorhanden, 
der die Annahme rechtfertigen könnte, daß der An­
geklagte aus Gegnerschaft gegen unsere staatliche Ord­
nung gehandelt hat. Die Würdigung seiner Persön­
lichkeit, seine Äußerungen und sein Handeln lassen 
vielmehr erkennen, daß sich seine Handlungen nicht

gegen Einrichtungen unserer staatlichen Ordnung ge­
richtet haben, sondern daß es ihm darum zu tun 
war, den verlorenen Holzpantoffel zu finden. Auch 
die Tatsache, daß der Angeklagte sich am nächsten 
Tage bei dem Lagerleiter wegen seines Verhaltens ent­
schuldigt hat, spricht dafür, daß es sich bei dem An­
geklagten nicht um einen Gegner unseres Staates han­
delt. Danach stellt sich das Verhalten des Angeklagten 
als vorsätzliche Körperverletzung gemäß § 223 StGB 
dar, während für eine Verurteilung des Verhaltens 
des Angeklagten als Verbrechen gegen Art. 6 der Ver­
fassung keine Grundlage vorhanden ist.

Deshalb war das Urteil im Schuld- und Strafaus­
spruch aufzuheben und der Angeklagte wegen vorsätz­
licher Körperverletzung zu verurteilen.

Bei der Bemessung der aus § 223 StGB zu entneh­
menden Strafe war zu berücksichtigen, daß die Hand­
lung des Angeklagten gegen den Leiter eines Ferien­
lagers gerichtet war und daß eine nicht geringe Anzahl 
Jugendlicher dieser Handlung beiwohnten. Unter die­
sem Gesichtspunkt wiegt das Verhalten des Angeklagten 
besonders schwer.

II
OG, Urt. vom 9. Dezember 1952 — la Ust 58/52.

Dem angeklagten Ehepaar ist zur Last gelegt worden, hei ei­
nem Beisammensein im Kulturheim eines Kleingarten-Vereins 
gemeinschaftlich einen Funktionär der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands und seine Ehefrau mißhandelt zu haben, 
weil sich der Funktionär, Zeuge H., gegen das Tanzen ame­
rikanischer Tänze ausgesprochen hatte. Bei einer sich hierbei 
entwickelnden Schlägerei ist dem Angeklagten das Hemd zer­
rissen worden, die Angeklagte will von der Zeugin H. einen 
Schlag in den Unterleib erhalten haben. Um den Zeugen dies 
heimzuzahlen, schlugen die Angeklagten die Zeugen nach dem 
Verlassen des Kulturheims von hinten nieder, so daß der Zeuge 
H. zusammenbrach und die Zeugin H. ebenfalls zu Boden sank; 
die Angeklagten mißhandelten die Zeugen noch weiter durch 
Schläge und Würgen.

Das Bezirksgericht hat die Angeklagten wegen Körperver­
letzung nach § 223 StGB verurteilt.

Hiergegen hat der Staatsanwalt Protest eingelegt und insbe­
sondere ungenügende Sachaufklärung, unrichtige Beweiswur- 
digung und falsche Gesetzesanwendung gerügt. Der Protest ist 
begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Ohne erkennbaren Grund bleiben die sachlichen 

Darstellungen des angefochtenen Urteils hinter dem 
Ergebnis der polizeilichen Ermittlungen und dem der 
Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung, wie sie sich 
aus dem Sitzungsprotokoll ergibt, zurück. Allein aus 
der polizeilichen Vernehmung des Zeugen M. ist zu 
entnehmen, daß den Angeklagten der Zeuge H. schon 
vor dem Vorfall bekannt war, daß sie bei dem Besuch 
des Kulturheims nicht nur über den gewesenen Streit 
bezüglich der amerikanischen Tänze unterrichtet, son­
dern auch auf den Zeugen H., der gegen die Kultur­
barbarei Stellung genommen hatte, aufmerksam ge­
macht wurden, daß der Angeklagte sich an der Theke 
erbot, „die Sache in Ordnung zu bringen“ und daß der 
Zeuge H. bei dem Besuch der Veranstaltung ein Partei­
abzeichen der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands getragen hatte. Damit setzt sich das Urteil nicht 
auseinander. Auf die von dem Zeugen H. angegebenen 
provokatorischen Äußerungen des Angeklagten: „Du 
bist doch ein Schwein und kein Arbeiter, Dich müßte 
man totschlagen“, geht das Urteil überhaupt nicht ein. 
Auch der von dem Zeugen St. in der Hauptverhand­
lung erwähnte Umstand, daß der Angeklagte von ihm 
vor der Schlägerei über die Parteizugehörigkeit des 
Zeugen H. unterrichtet worden sei, und die darauf fol­
gende Bemerkung des Angeklagten: „Ob Partei oder 
nicht, das Hemd zahle ich ihm heim“, findet bei der Be­
urteilung des Verhaltens der Angeklagten keine Würdi­
gung. In dem Urteil wird der Weggang der Angeklag­
ten aus dem Lokal als ein freiwilliger hingestellt. Nach 
dem Beweisergebnis wurde der Angeklagte des Saales 
verwiesen. Das Urteil läßt auch nicht erkennen, wes­
halb das Bezirksgericht dem Zeugen H. nicht geglaubt 
hat, daß er schon am Ende der Diskussion über ameri­
kanische Tänze auf der Toilette vom Angeklagten ge­
schlagen worden ist. Es stellt lediglich fest, der Zeuge 
habe das geglaubt, obwohl er dies ausweislich des Sit­
zungsprotokolls mehrmals bestimmt bekundet hat.

Schon diese festgestellten Mängel mußten zur Auf­
hebung des Urteils führen. Das Bezirksgericht ist des­
halb nicht zu einer erschöpfenden Aufklärung gekom­
men, weil es, wie sich aus dem Inhalt der Urteils-
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